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NEWSLETTER 
 

UNSERE WOCHE IM LANDTAG 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

nach entbehrungsreichen Monaten voller 

Umsicht und Vorsicht kehrt endlich die Zu-

versicht zurück nach Bayern! Dank des ra-

santen Impffortschritts wird das Licht am Ende 

des dunklen Corona-Tunnels täglich heller und 

wir biegen auf die Zielgerade zum Ende der 

Pandemie ein. Jetzt gilt es, Sicherheit und Nor-

malität bestmöglich unter einen Hut zu bringen 

und ein gutes Leben mit dem Virus zu organi-

sieren.  

 

Umso mehr freuen wir uns darüber, dass unsere 

Ideen zu Lockerungen von der Staatsregierung 

aufgegriffen und zum Gegenstand des Regie-

rungshandelns gemacht wurden. Insbeson-

dere mit der sofortigen Öffnung der meisten Grund- und Förder-

schulen sowie der schulartübergreifenden Rückkehr zum Präsen-

zunterricht nach den Pfingstferien wird ein Herzensanliegen unse-

rer Regierungsfraktion umgesetzt. Es geht schließlich um Bayerns Fa-

milien und die Zukunftschancen unserer Kinder. Die von uns erfolg-

reich eingeforderte Rückgabe von Freiheiten an zweifach Geimpfte und Ge-

nesene ist ein wichtiger Schritt auf unserem Weg aus dem Lockdown. 

 

Dadurch signalisieren wir unmissverständlich, dass die Freiheit der 

Grundzustand unserer Demokratie ist und jedwede Beschränkung 

verlässlich und unverzüglich zurückgenommen wird, sobald die 

Gründe dafür entfallen sind. Nicht zuletzt freuen wir uns freilich ganz 

besonders darüber, endlich auch Gastronomie, Kunst, Kultur und Sport 

wieder greifbare Perspektiven aufzeigen zu können. Allen Unkenru-

fen zum Trotz ist die Handschrift der FREIE WÄHLER-Fraktion in den 

jüngsten Kabinettsbeschlüssen klar erkennbar.    

  

  

Gerald Pittner, MdL 

Finanzpolitischer Sprecher 
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RÜCKBLICK  

Die Berufseinstiegsbegleitung ist ein bayerisches Erfolgsmodell, das jungen 

Menschen seit zehn Jahren den Einstieg ins Berufsleben erleichtert. Wir 

sind deshalb sehr froh, dass uns die Finanzierung und Fortführung 

des Förderprogramms bruchfrei ab dem kommenden Schuljahr ge-

lungen ist – so, wie wir es bereits Mitte März im Plenum verspro-

chen hatten.  

 

Die Frage der Finanzierung in dieser schwie-

rigen Zeit zu klären war ein gemeinsamer 

Kraftakt unserer Bayernkoalition. Unser Ziel 

bleibt die mittelfristige Rückkehr des Pro-

gramms in den EU-finanzierten ESF Bava-

ria. Für jetzt aber ist es vor allem der klaren 

Ansage des Finanzausschusses und dem Durchhaltevermögen unseres Kul-

tusministers zu verdanken, dass wir in langen, konstruktiven Verhandlun-

gen eine Fortführung dieses wichtigen Erfolgsprojektes erreichen konnten. 

Gerade jetzt in der aktuellen Pandemiesituation sind noch mehr Ju-

gendliche als sonst auf Unterstützung bei ihrem Berufsstart ange-

wiesen. Dank des Schulterschlusses von Finanz-, Sozial- und Bil-

dungspolitikern unserer beiden Fraktionen ist es uns gelungen, die 

BerEB zu retten und mit Unterstützung des Kultusministeriums eine 

für alle Seiten tragfähige Lösung zu finden. Die Bereitschaft Michael 

Piazolos, sich trotz der für das Kultusministerium kostenintensiven Pande-

miesituation interimsweise an der Finanzierung des Programms zu beteili-

gen, ist ausdrücklich zu begrüßen und verdient unser aller Respekt. 

 

Mit der Einbringung unseres Lobbyregistergesetzes in den Landtag am 5. 

Mai in erster Lesung überschreiten wir FREIE WÄHLER erfolgreich die Zielli-

nie eines langen politischen Wegs. Als Teil der Staatsregierung liefern 

wir, was wir als Opposition versprochen haben. Schließlich verfolgen 

wir die Idee bereits, seit wir vor 13 Jahren erstmals in das Maximilianeum 

eingezogen sind. An unserer Überzeugung, dass Bayerns Staatsregie-

rung und Parlament vor den Menschen, für die sie arbeiten, nichts 

Berufseinstiegsbegleitung 

Lobbyregistergesetz 
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zu verbergen haben, hat sich auch durch 

unsere Regierungsbeteiligung nichts ver-

ändert. So entstand unser Gesetzentwurf be-

reits im letzten Jahr – weit vor der Unions-Mas-

kenaffäre. Nach der Zustimmung unseres Koa-

litionspartners wollen wir damit verloren ge-

gangenes Vertrauen in die Politik zurückgewin-

nen. Wie von uns FREIEN WÄHLERN vorge-

schlagen, gehen wir deshalb mit einem 

bayerischen Verhaltenskodex sowie ei-

nem legislativen und exekutiven Fußabdruck weit über die Vorga-

ben des Bundesgesetzgebers hinaus. Auf unsere Initiative hin setzt 

Bayern damit den Goldstandard für moderne Politik in Deutschland.  

 

Unser geplantes Lobbyregister sieht unter anderem Angaben zum Interes-

senvertreter, zum Interessen- und Vorhabenbereich, zur Identität der Auf-

traggeber und zu den finanziellen Aufwendungen im Bereich der Interes-

senvertretung vor. Damit der Gesetzentwurf nicht zum zahnlosen Pa-

piertiger verkommt, regelt er außerdem um-

fassende Sanktionsmöglichkeiten. Das Ge-

setz ist das Ergebnis intensiver Beratungen mit 

unserem Koalitionspartner, aber auch mit Nicht-

regierungsorganisationen und Internetplattfor-

men wie LobbyControl, Abgeordnetenwatch und 

Transparency International. Das ist ein Meilen-

stein für mehr Transparenz in der bayeri-

schen Politik! 

 

Den Gesetzentwurf finden Sie HIER.  

Den Fraktionsfilm zum Lobbyregister finden Sie HIER. 

 

 

Eine Debatte zur Zukunft Europas ohne angemessene Einbindung der Regi-

onalparlamente? Das geht gar nicht! Nun konnten wir einen großen Erfolg 

vermelden: Die Anzahl der Mandate für das Gremium wird voraus-

sichtlich verzehnfacht. Vor zwei Wochen hatten wir in einem Schrei-

ben an EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen deutlich 

mehr Sitze für die regionale Ebene im Plenum der Konferenz gefordert. Im 

Rahmen einer Sitzung der RENEW-Fraktion wurde deshalb das Thema im 

Gespräch mit Guy Verhofstadt, Vorsitzender der Konferenz zur Zukunft 

Regionale Einbindung in Europa 

http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000009500/0000009966.pdf
https://youtu.be/0vMhIqfH6tI
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Europas, erneut diskutiert. Dessen Zusage: Bis zu zwanzig Mandate sol-

len – auch auf Druck der FREIEN WÄHLER im Bayerischen Landtag 

– an den Ausschuss der Regionen gehen. Das ist ein wichtiger Zwi-

schenerfolg für unsere Fraktion, denn etwa 70 Prozent der europäi-

schen Gesetzgebung müssen von Regionen und Kommunen umge-

setzt werden. Die Konferenz zur Zukunft Europas darf deshalb „nicht im 

eigenen Saft“ braten. Diese Gefahr aber sehen wir, wenn über 95 Prozent 

der Plenarsitze an Europaabgeordnete, nationale Abgeordnete, Regierungs-

vertreter und die Kommission gehen sollten. Im Schreiben der FREIE 

WÄHLER-Fraktion lautet die Maximalforderung sogar auf eine 

gleichwertige Berücksichtigung der Regionen – das bedeutete 108 

Sitze für den Ausschuss der Regionen. Die von Verhofstadt zugesag-

ten zwanzig Mandatsträger für die Regionen sind ein wichtiger Schritt in die 

richtige Richtung. Die Debatte wird weitergeführt. Wir bleiben dran!  

  

Wir als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion halten es für dringend ge-

boten, den strengen Schutzstatuts des Wolfs auf den Prüfstand zu 

stellen. Denn die Zunahme an Wolfsangriffen zeigt ganz deutlich: Wir 

werden künftig nicht umhinkommen, den Wolfsbestand zu regulie-

ren. Ein entsprechender Antrag unserer Fraktion wurde deshalb am 6. Mai 

im Landtagsumweltausschuss behandelt. In diesem fordern wir unter ande-

rem, die Aufnahme des Wolfs in das Jagdrecht zu prüfen. Gerne wären 

wir noch einen Schritt weitergegangen und hätten das Jagdrecht 

sofort angepasst, was jedoch am Widerstand unseres Koalitions-

partners scheiterte. Durch eine 

Aufnahme des Wolfs in das Jagd-

recht wäre das Monitoring von Scha-

lenwild – also jagdbaren Wildtieren 

– und Wolf nicht mehr zwingend auf 

verschiedene Verwaltungen aufge-

teilt. Das böte den großen Vorteil, 

dass sich das Jagdwesen stärker am 

Management des Wolfs beteiligen 

könnte. Für uns ist dabei aber auch klar: Herdenschutz und Entschädi-

gung betroffener Nutztierhalter sollen weiterhin die wichtigsten 

Säulen des bayerischen Wolfsmanagements bilden. Daneben muss 

aber die Entnahme von wenig scheuen Einzeltieren als letztes Mittel 

noch stärker etabliert werden – auch im Interesse der langfristigen Akzep-

tanz des Wolfs in der Gesellschaft. 

 

Schutzstatus des Wolfs 
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Unsere Abgeordneten Wolfgang Hauber, Tobias Gotthardt und Susann En-

ders sowie die Laufer Stadträtin und Ju-

gendbeauftragte Julia Hacker haben sich 

am Donnerstag zu einer gleichberechtigen 

politischen Teilhabe junger Menschen und 

einer Stärkung der Jugendbeteiligungsfor-

men ausgetauscht. Fazit: Wir setzen uns 

auch weiterhin für eine Förderung der politischen Jugendpartizipation 

sowie für eine Absenkung des aktiven Wahlalters bei Kommunalwah-

len in Bayern ein! 

 

Im Plenum am 5. Mai wurde unser Dringlichkeitsantrag zur Ausbildung des 

Fachkräftenachwuchses im öffentlichen Dienst verhandelt. Die Ausbil-

dungsstätten und Hochschulen des öffentlichen Dienstes in Bayern 

wurden, wie so viele andere Institutionen auch, von der Pandemie 

überrascht und vor große Herausforderungen gestellt. Aus Gründen 

des Infektionsschutzes mussten innerhalb kürzester Zeit digitale Lösungen 

gefunden werden, um das gute Niveau der Ausbildung weiterhin gewähr-

leisten zu können. An zahlreichen Standorten wurden so seit März 2020 

unterschiedlichste Tools, Videokonferenzsysteme und Methoden erprobt. 

 

In der Praxis gab es allerdings bemerkenswerte Unterschiede der digitalen 

Lehre zwischen den verschiedenen Institutionen und Ressorts sowie Stu-

dien- und Ausbildungsabschnitten. Jetzt gilt es, die sinnvollen Maßnahmen 

für künftige Generationen von auszubildenden Fachkräften wirksam zu im-

plementieren und so möglichst breit von den positiven Erfahrungen zu pro-

fitieren. 

  

Ob Asyl- und Flüchtlingspolitik, Brexit oder Corona-Management – die Kri-

sen der vergangenen Jahre haben der Europäischen Union sichtbar 

zugesetzt und bei vielen Menschen wachsende Euro-Skepsis hervorgeru-

fen. Mit dem Einsetzen der Pandemie traten nationale Interessen erneut 

in den Vordergrund. Exportbeschränkungen, Grenzschließungen sowie eine 

Stärkere Jugendbeteiligung 

Fachkräftenachwuchs im 
öffentlichen Dienst 

Blickpunkt B@yern: Baustelle Europa  
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verfehlte Impfstoff-Einkaufspolitik sorgen bis heute für erhebliche Diffe-

renzen unter den 27 EU-Mitgliedstaaten. Doch ist die Europäische 

Union überhaupt mit ausreichenden Kompetenzen ausgestattet, um euro-

paweit als Krisenmanager auf den Plan zu treten? Brauchen wir nicht 

gerade jetzt eine schlagkräftige, einige Union, um mit Großmächten wie 

den USA, Russland und China mithalten zu können? Darüber diskutiert 

der Europaausschussvorsitzende und europapolitische Sprecher der FREIE 

WÄHLER Landtagsfraktion Tobias Gotthardt am Europatag im „Blickpunkt 

B@yern“ – mit diesen Gästen: 

• doc. PhDr. Mikuláš Bek, Ph.D., 

Senator, Vorsitzender des Europa-

ausschusses im tschechischen Se-

nat, Prag 

• Dr. Sebastian Huber, Abgeordne-

ter und Zweiter Präsident des Land-

tags des Landes Salzburg 

Die Sendung kann nachträglich noch über unseren YouTube-Kanal und bei 

Facebook angeschaut werden. 

 

Am Dienstag wurde im Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr unser An-

trag „Prüfung der Höhe der Freibeträge für Familien im Wohngeld“ verhan-

delt. Die Corona-Pandemie trifft vor allem einkommensschwache Familien 

und Alleinerziehende hart.  

Mit Blick auf die derzeitige finanzielle Situa-

tion vieler Familien setzen wir uns als Land-

tagsfraktion dafür ein, umfassend zu prüfen, 

inwiefern die maßgeblichen Freibeträge des 

Wohngeldes erhöht werden können. Das 

Wohngeld ist in Deutschland eine Sozialleistung 

nach dem Wohngeldgesetz für Bürgerinnen und 

Bürger, die aufgrund ihres geringen Einkommens 

einen Zuschuss zur Miete oder zu den Kosten 

selbstgenutzten Wohneigentums erhalten. Es dient der wirtschaftlichen Si-

cherung angemessenen und familiengerechten Wohnens – und die war nie 

wichtiger, als in der aktuellen Ausnahmesituation. 

 

Das Wohngeld steht in Konkurrenz zu anderen Sozialleistungen, bei denen 

Unterkunftskosten berücksichtigt werden. Es ist insofern eine vorrangige 

Familien unterstützen 

https://www.youtube.com/c/fwlandtag/featured
https://www.facebook.com/fwlandtag/
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Leistung zu anderen Sozialleistungen und in bestimmten Fällen scheint sich 

dies nachteilig auf die Höhe der jeweiligen Leistung auszuwirken. Die Frei-

beträge nach § 17 Nr. 3 WoGG für Alleinerziehende und § 17 Nr. 4 WoGG 

für Einnahmen aus Erwerbstätigkeit von Haushaltsmitgliedern unter 25 Jah-

ren wurden zuletzt mit der Wohngeldreform 2016 erhöht – die Lebenshal-

tungskosten steigen jedoch kontinuierlich an. Daher finden wir FREIE WÄH-

LER im Bayerischen Landtag es nur folgerichtig, jetzt die Erhöhung von Frei-

beträgen zu prüfen. 

 

Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion forderte am 5. Mai in einem Dringlich-

keitsantrag zum Plenum des Bayerischen Landtags, dass die Tarifpar-

teien sich weiterhin für den Abschluss eines allgemeinverbindlichen 

Tarifvertrags einsetzen. Im Frühjahr dieses Jahres schien eine Lohnver-

einbarung, die durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales für all-

gemeinverbindlich hätte erklärt werden können, zum Greifen nahe. Zu un-

serem großen Bedauern ist dieses aber an der Zustimmung des Deutschen 

Caritasverbands gescheitert. Wir FREIE WÄHLER im Landtag appellieren 

daher nachdrücklich an die Wohlfahrtsverbände, umgehend einen 

neuen Anlauf für einen Tarifvertrag zu unternehmen, der für allge-

meingültig erklärt werden kann. Denn während der Pandemie ist mehr 

als deutlich geworden: Pflegekräfte leisten Tag für Tag Außerordentli-

ches! 

 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien 

eine schöne Woche und bitte bleiben 

Sie gesund! 

 
Ihr 

 

Gerald Pittner 

Gerald Pittner, MdL 

 

 

 

Tarifvertrag für Pflegekräfte  
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Impressum 

Wenn Sie diesen E-Mail Newsletter nicht mehr empfangen möchten,  
können Sie diesen mit einer kurzen Nachricht an  

abgeordnetenbuero.pittner@fw-landtag.de abbestellen.  

  

 
 

Abgeordnetenbüro 
Gerald Pittner 

Spörleinstraße 10 
97616 Bad Neustadt a. d. Saale 

Deutschland  
 

Truchseßgasse 4 
97437 Haßfurt 

Deutschland

 
Telefon 09771 6887650 

abgeordnetenbuero.pittner@fw-landtag.de 

www.gerald-pittner.de 
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